
Öffentliche Sitzung des Verwaltungs- und Personalausschusses vom 11. Juli 2018 
                                                                                                                           Beschlussseite zu TOP I. 5

Beschluss:

1. Die als Anlage 5 beigefügte Satzung zur Änderung der Satzung für die 

Bezirksausschüsse der Landeshauptstadt München wird beschlossen.

2. § 13 Abs. 1 Satz 1 BA-GeschO wird wie folgt neu gefasst:

„Ein Mitglied des Bezirksausschusses kann an der Beratung und Abstimmung 

nicht teilnehmen, wenn der Beschluss ihm selbst, einem Angehörigen (Art. 20 

Abs. 5 Bayerisches Verwaltungsverfahrensgesetz) oder einer von ihm 

vertretenen natürlichen oder juristischen Person oder sonstigen Vereinigung 

einen unmittelbaren Vorteil oder Nachteil bringen kann.“

 

3. Die BA-Anträge Nr. 14-20 / B 04002 des BA 16 - Ramersdorf-Perlach vom 

15.09.2017 und Nr. 14-20 / B 03901 des BA 21 - Pasing-Obermenzing vom 

25.07.2017 sind damit satzungsgemäß erledigt. 

4. Dieser Beschluss unterliegt nicht der Beschlussvollzugskontrolle. 

Die endgültige Beschlussfassung über den Beratungsgegenstand obliegt der 

Vollversammlung des Stadtrates. 


